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„Kampf gegen die Armut"?

Eine Bilanz des Weltsozialgipfels in Kopenhagen

Mathias Berner

 

icht weniger als anderthalb Jah-
re haben Regierungsvertreter-
Innen, UN-Beauftragte und Ver-

treterInnen nichtstaatlicher Organisatio-
nen vor undzuletzt imMärz 1995 aufdem
Weltsozialgipfel darum gerungen, Kon-
zepte zur weltweiten Bekämpfung von
Armut, Arbeitslosigkeit und sozialer Un-
gleichheit zu erarbeiten. Die Bewertung
der Ergebnisse des Gipfels fiel unter-
schiedlich aus: Während die FAZ vom
„Unsinn der grassierenden Gipfelei“
schrieb undals einzig sinnvolles Rezept
die Öffnung der westlichen Märkte für die
Produkte der Dritten Welt empfahl, ga-
ben sich die in Kopenhagen auf einer
bunten Gegenkonferenz vertretenen
Nichtregierungsorganisationen (NRO) in
ihrer Alternativerklärung skeptisch:
„Zwar wurdenFortschritte in der Diskus-
sion kritischer Punkte im Verhand-
lungsprozeß des Gipfels erzielt - aller-

dings glauben wir, daß der wirtschaftli-
che Rahmen, von dem das Dokument

ausgeht, im Widerspruch mit den Zielen
einer gerechten und dauerhaften Entwick-
lung steht.“!
Wersich die Mühe macht, die „Erklä-

rung“ und das „Aktionsprogramm“ von
Kopenhagen etwas genauer anzuschau-

en, wird feststellen, daß die in den letz-

ten Jahren immer salonfähiger geworde-
nen neo-liberalen Glaubensbekenntnisse
zumindest auf UNO-Ebeneunter Legiti-
mationsdruck zu geraten scheinen. Durch

die Texte zieht sich wie ein roter Faden
der Gedanke, daß marktorientierte Wirt-
schaftspolitik nur erfolgreich sein kann,
wenn sie als Einheit mit Sozialpolitik
gesehen wird. Diese Gedankensind nicht
neu — sie gehören zum Konzeptder so-
zialen Marktwirtschaft. Neuist, daß die
Staatengemeinschaftsich darum bemüht,
die internationale Wirtschaftsordnungso-

zialpolitisch einzubetten. Ein erstaunli-
cher Befund, war doch der konservative
„roll-back“ mit seinem grenzenlosen Ver-
trauen in die heilenden Kräfte des freien
Marktes in den Ländern des Nordenszu-
letzt so erfolgreich.

Dieser Widersprucherscheint in einem
anderen Licht, wenn man das Kopenha-
gener „Aktionsprogramm“ auch als Ver-
such der Industriestaaten deutet, den

„größten Risikofaktor für den Weltfrie-
den“ (SPIEGEL), die globale soziale Fra-

ge, zu entschärfen.

Schwierigkeiten der Entwicklungs-
politik

Obdie nationalen Entwicklungspolitiken,
die das Kopenhagener Vorhaben umset-
zen sollen, dieses überhauptleisten kön-
nen, ist fraglich: Sie leiden unter dem

Schattendasein, zu dem Entwicklungs-
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so
politik generell verurteilt ist: In Sachen
Entwicklungspolitik Engagierte vermö-
gen nur in sehr begrenztem Umfang
Droh- und Störpotential zu mobilisieren.
In den Demokratien des Nordenssind die
BewohnerInnendes Südensnicht stimm-
berechtigt, und ihre AnwältInnen in den

„Wohlstandsinseln‘ der Industrieländer—

Kirchen, Initiativgruppen, Menschen-

rechtsorganisationen — könnenanpoliti-
sche EntscheidungsträgerInnen und

HaushaltsplanerInnennurappellieren,sie
aber nicht mit dem Hinweis auf massi-
ven Protest und den drohenden Verlust

von WählerInnenstimmen unter Druck

setzen: Die Interessen der Menschen der

Länder des Südens sind im politischen
Kräftespiel der Staaten des Nordens
artikulations- und organisationsschwach.
Gegenüberdenetablierten Besitzständen
der besser organisierten, artikulations-
starken Interessen mit großem Mobili-
sierungs- und Durchsetzungspotential
habendie langfristigen Perspektiven der
Entwicklungspolitik einen schweren

Stand.
Auchdie internationale Entwicklungs-

hilfe, wie sie von internationalem Wäh-

rungsfonds (IWF) und der Weltbank be-

trieben wird, ist hochproblematisch:
Weltbank und IWF haben mit ihren
Strukturanpassungsprogrammen in den
vergangenen Jahrzehnten weitreichende
soziale und ökologische Verheerungen
angerichtet. Rund 22 Milliarden Dollar
an Krediten bewilligt die Weltbank jedes
Jahr, mehr als 300 Milliarden Dollar stek-
ken in derzeit laufenden Programmen.
Kreditvergabefür kostspielige Infrastruk-
turprojekte, vor allem im Straßen- und
Staudammbau, gehörte über viele Jahre
hinweg zu den Hauptaktivitäten derWelt-
bank, und seit der Schuldenkrise in den
achtziger Jahren zwingen Weltbank und
IWF viele Staaten zu radikalen Sparpro-
grammen,die nundiestaatlichen Versor-
gungsnetzezerreißen.
Für die nationale wie die internationa-

le Ebene gilt, daß außen- und wirt-

schaftspolitische Interessen bei der Ver-
teilung von Geldern dominieren: Geför-
dert werden vorrangigdie „big deals“, die
alles andere als sozial sind.

Lösungsversuche aus Kopenhagen

DervondenStaats- und Regierungschefs
ausgerufene „Kampf gegen die Armut“
wurde in Kopenhagenansatzweise, wenn
auch nicht verpflichtend, konkretisiert:
Für die oben erwähnten Strukturan-
passungsprogrammevon IWF und Welt-

bank beispielsweise forderte der Gipfel
nun die volle Integration sozialer Ziele,
die Entschuldung Afrikassoll wieder in-
tensiviert werden, eine Armutsbericht-

erstattung in den Ländern des Nordens

etabliert und die Umsetzung internatio-
naler Arbeitsrecht-Konventionen besser
überwacht werden.

Die vielleicht wichtigste Initiative wur-
de zur Enttäuschung der ärmsten Länder

ohnejegliche Verpflichtung in die Doku-
mente aufgenommen:das 20/20-Prinzip.
Es besagt, daß die Industriestaaten zumin-

dest 20 % ihrer Entwicklungshilfe und die
armen Länder wenigstens 20 % ihres

Staatshaushalts für „grundlegendesozia-
le Programme“reservieren sollen. Dar-

unter fallen Projekte zugunsten der

Grundausbildung und des Basisgesund-

heitsdienstes, für Ernährung und Wasser-
versorgung sowie Kreditprogramme für
die Ärmsten — Kleinstkredite von zehn
oder zwanzig Dollar für Arme, die kom-

merziellen Banken keinerlei Sicherheit

bieten können. Derzeit stellen die Ent-
wicklungsländer im Durchschnitt nur
zehnbis dreizehn Prozent ihrer Budgets
und die Geberländernursieben bis zehn
Prozentihrer Hilfe für diese Zwecke zur
Verfügung.
Nach UN-Berechnungen brächte die

Verwirklichungdieses Prinzips weltweit
30-40 Milliarden Dollar zusätzlich für
„Ausgaben mit Priorität für die Men-
schen“. Drei Viertel davon müßten die
Entwicklungsländer selbst aufbringen.
Bis zum Endedes Jahrzehnts wäre es mit
Hilfe dieser Mittel möglich, die Anal-
phabetInnenrate, die Rate von unterer-
nährten Kindern unter fünfJahren und die
Todesrate bei entbindenden Frauen zu
halbieren. Die Säuglings- und Kinder-
sterblichkeit ließe sich um ein Drittel re-
duzieren. Darüberhinaus könnten welt-
weit eine medizinische Grundversorgung
und Dienste der Familienplanungbereit-
gestellt werden.

In Kopenhagen waren es vor allem
Befürchtungen der Entwicklungsländer
vor einer neuen Hilfe-Konditionalität so-
wie der Unwille zur Festlegung durch
Länder wie Frankreich oder Großbritan-
nien, die den 20/20-Vorschlag zu einer
Empfehlungfürfreiwillige Vereinbarun-
gen zwischen Ländern und Länder-
gruppen machte. Immerhin: Deutschland,
das die 20/20-Initiative stark forcierte,

kann jetzt zusammen mit anderen EU-
Partnern undallenafrikanischen Ländern,
die sich schon im Vorfeld der Konferenz
zu diesem Ziel bekannthatten, darauf hin-

arbeiten.
Ein weiterer Fortschritt im Kampfge-

gen die Armut ist zuletzt sicherlich die
Aufwertung, die die NROs in Kopenha-
gen erfahren haben. Daß die NROsals
Hoffnungsträgerinnen einer weniger von
außenpolitischen und kommerziellen In-
teressen geleiteten und stärker partner-
schaftlichen, armuts- und basisorien-

tierten Entwicklungszusammenarbeit be-
trachtet werden, hat gute Gründe: Nur
kleine, überschaubareInitiativen, an de-

nen die einheimische Bevölkerung mit-
wirkt, bewährensich. Dabei können Pro-
jekte mit Frauen im Bereich Gesund-
heitswesen, Geburtenkontrolle, landwirt-

schaftliche Selbsthilfe und politische Mit-
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bestimmung an den Wurzeln gesellschaft-
licher Problemlagen eher ansetzen als
andere Projekte. Für die Durchführung
solcher Programme sind NROs besser
geeignet als staatliche Akteure, weil nur
die NROsaufgrundihrer Struktur undAr-
beitsweise den Anforderungen einerer-
folgversprechenden „Politik der kleinen
Schritten“ gerecht werden können.

Die „Zivilgesellschaft“ als Heils-
bringerin?

Die NROsverstehensich selbst als Bau-
steine einer zunehmendinternational ver-

netzten Zivilgesellschaft — und die wur-
de in Kopenhagen von offizieller Seite
mit Lob geradezu überschüttet. 120mal
fanden die NROs Erwähnung im „Akti-
onsprogramm“und der „Erklärung“.

Problematischist daran, daß die Staats-
vertreterInnen zu hoffen scheinen, das
schwierige Geschäft mit der Sozialpoli-
tik würden die NROsihnenvielleicht
abnehmen. Zu befürchtenist aber, daß der
Staat, da wo er sich zurückzieht, nicht in
erster Linie durch die Zivilgesellschaft
ersetzt wird, sondern durch die Markt-
gesellschaft.

Sozialpolitik muß aber genuin staatli-
che Aufgabe bleiben. Der im Verlauf der
letzten Jahre erlangte Zugewinn an Par-
tizipation und Eigenständigkeit der Or-
ganisationender zivilen Gesellschaft darf
trotzdem nicht wieder verloren werden.
Die FAZ-Behauptung,daß alles Tagen

und Beratennichts gebrachthabe,ist an-
gesichts derhier skizzierten - wenn auch
kleinen — Fortschritte kontraproduktiv.
„Die Erklärungen von UN-Gipfeln sind
keine völkerrechtlichen Verträge. Sie sind
Produkte eines mühsam ausgehandelten
Kompromisses (Konsensprinzip) inner-
halb der Staatenwelt, deren Wert in ihrer

politischen Bindewirkung und in ihrer
Funktion als Berufungsbasis für politi-
sche und soziale Bewegungenliegt. So-
ziale Gerechtigkeit und globale Armut
werdennichtdurch Erklärungenbeseitigt:
Sie müssen von den Menschenundihren
Interessenvertretungen erkämpft und

durchgesetzt werden.‘?
Zum großen, umfassenden und beharr-

lichen Gespräch der Nationen gibtes kei-
ne Alternative.
Und die Themen Armut, Arbeitslosig-

keit und soziale Ungleichheit sind seit
1995 zumindest auf der internationalen
politischen Agenda.
Mathias Berner studiert Politik und
Jura in Freiburg.

Anmerkungen:

1 dokumentiert in der iaz vom 10.3.95.
2 Deutsches NRO-ForumWeltsozialgipfel: Vor-

läufiger gemeinsamer Bericht der deutschen
NRO-Delegierten in der Regierungsdelega-

tion, Kopenhagen, 11. März 1995.
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Von der Macht und Ohnmacht

des Rechts

IV. Republikanischer Anwaltstag

vom 16.-18. Mai in Berlin

Als Aspekte des vorgenannten Oberthemas

wird sich die Tagung mit folgenden Schwer-

punktenbefassen:

DDR-Vita — Makel von Rechts

wegen?

Forum !:

Forum Il: Globalisierung der Märkte

— Flexibilisierung der Arbeit —

Deregulierung des Rechts?

Forum Ill: Das neue anwaltliche Berufs-

recht: Bleibt von derLiberalisie-

rung mehrals die Kommerziali-

sierung?

Abschlußdiskussion: Progressive

Rechtspolitik — Mythos oder

Realität?

Am Abend desersten Tageswird der Adolf-

Arndt-Preis an den türkisch-kurdischen

Rechtsanwalt Mahmut Sakar verliehen

werden.

Nähere Informationen (Programmfaltblatt)

sind in der Geschäftstelle des RAV erhält-

lich:

RAV

Ellernstr. 13

30175 Hannover

Tel.: 0511 / 81 60 61

Fax: 0511 / 81 37 69

(für Mitglieder des
Verbandes sowie

StudentInnen und

Referendarlnnen

wird eine Ermäßi-

gung auf denTeil-
nehmerlInnenbei-

trag gewährt.)
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